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a u ro ra  
Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

Auch in dieser Ausgabe beschäftigen wir 
uns mit dem Thema Streiks. Eine Aus-
wertung des Streiks im Öffentlichen 
Dienst in Deutschland zeigt, wie wichtig 
es ist, dass ein Streik nicht nur die übli-
che Routine abspult, sondern dass Dis-
kussionen, Streikversammlungen und 
eine kämpferische Streikleitung wichtige 
Aufgaben sind, damit Kämpfe gewonnen 
werden können. Statt einer Rezension 
erwartete euch dieses Mal ein Bericht 
über den Streik der Drehbuchautor:innen 
in den USA. 

Während Streiks oft ein Ausdruck des 
Kampfwillens der Arbeiter:innen sind, 
sind Wahlen ein Stimmungsbarometer 
der gesamten wahlberechtigten Bevölke-
rung. Im Salzburger Land hat die Kom-
munistische Partei Österreichs einen 
Wahlsieg eingefahren – ihr Einfluss in 
den Betrieben, Gewerkschaften und im 
Klassenkampf sind allerdings weiterhin 
marginal. Nicht so der Einfluss der Deut-
schen Kommunistischen Partei im Kri-
senjahr 1923. In einem Artikel setzen wir 
uns mit der verpassten Chance einer Re-

volution in Deutschland 1923 auseinan-
der.  

Im Artikel zur Wahl in der Türkei setzen 
wir uns unter anderem mit der Oppositi-
on auseinander und welche Rolle sie ge-
rade spielt und was die Arbei-
ter:innenklasse von dieser zu erwarten 
hat.  

Da der Krieg in der Ukraine weiter geht, 
beschäftigen wir uns wieder mit diesem 
und den aktuellen Entwicklungen. Wir 
scheuen uns nicht in die Geschichte zu 
schauen und empfehlen allen den Text 
von Rakowski über 5 Jahre Sowjetrepub-
lik in der Ukraine, indem er sich über die 
wichtigsten Fragen der Zeit und auch mit 
dem Nationalismus auseinandersetzt.  

Als Fortsetzung zu einem Artikel zur 
Bankenkrise aus der letzten Aurora, be-
fassen wir uns mit einem Leserbrief und 
erklären tiefgehender wie die Kredit-
vergabe und die Geldschöpfung im Kapi-
talismus funktionieren. 

Viel Spaß beim Lesen.  
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AUS DEN BETRIEBEN  

Große Gewinne, kleinkarierte Lohnab-
schlüsse 

In der sehr profitablen Chemiebranche 
Deutschlands akzeptierte die Gewerk-
schaft IGBCE im Herbst letztes Jahr 
zweistufige Lohnerhöhungen von 2 mal 
3,25 % und eine Laufzeit des Tarifvertra-
ges bis Juni 2024. Die Gewerkschaft IGM 
vereinbarte dann mit der profitablen 
Metallbranche Lohnerhöhungen in zwei 
Schritten mit 5,2% und 3,3% bei einer 
Laufzeit bis September 2024. Bei der Post 
vereinbarte die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di kürzlich eine Lohnerhö-
hung von 340 Euro brutto monatlich ab 
April 2024 bei einer Laufzeit des Tarif-
vertrages bis Dezember 2024. In allen 
Lohnrunden haben sich die Unterneh-
men außerdem zur Zahlung der 
„Inflationsausgleichsprämie“ verpflich-
tet, einer Prämie von maximal 3.000 
Euro netto steuerfrei, die je nach Ab-
schluss über mehrere Monate ausgezahlt 
wird, ohne dass damit aber dauerhaft die 
Löhne angehoben werden. 

Das Ergebnis der Mitgliederbefragung im 
Öffentlichen Dienst jetzt im Mai war mit 

Spannung erwartet worden. Es hatte jede 
Menge Warnstreiks mit großer Beteili-
gung gegeben. 500.000 waren dabei ge-
wesen, 70.000 sind neu in die Gewerk-
schaft eingetreten. Die Erwartungen an 
den Lohnabschluss waren angesichts der 
Lohnforderung von mindestens 500 Eu-
ro hoch. Das Verhandlungsergebnis ist 
aber weit davon entfernt: eine Erhöhung 
von 200 Euro für jeden als 
„Sockelerhöhung“ plus zusätzlich 5,5 %, 
allerdings erst für nächstes Jahr und 
Laufzeit ebenfalls 24 Monate. Die 
„Inflationsausgleichsprämie“ soll die 
Nullrunde 2023 beschönigen. 

Aus vielen Orten gab es Rückmeldungen, 
dass dieses Verhandlungsergebnis als 
viel zu schlecht gesehen wurde, weil die 
Preissteigerungen höher sind. Aber es 
gab keine koordinierte Kampagne, mit 
„Nein“ zu stimmen. Vor diesem Hinter-
grund sind 66 % Zustimmung wenig. Die 
Stimmung war allerdings an den ver-
schiedenen Orten unterschiedlich. Wo 
es viele Streikaktivitäten gegeben hatte, 
so wie in Berlin im Krankenhausbereich, 
war die Ablehnung wohl eher höher. 
Dort gab es schon vor dieser Lohnrunde 

viele Erfahrungen mit Arbeitskämpfen, 
diese erleichterten vieles in der Organi-
sierung der Streiktage. „Teamberater“ 
oder „Teamdelegierte“, die durch die 
Häuser ziehen, gab es schon in der Ver-
gangenheit. Und mit jedem Streiktag 
kamen neue Kolleg:innen und Erfahrun-
gen hinzu. Es entwickelte sich Selbstver-
trauen. Aber bundesweit schaut es an-
ders aus. In den meisten Behörden und 
staatlichen Einrichtungen wurde Jahr-
zehnte nicht gestreikt. Die Idee von ge-
werkschaftlichen Vertrauensleuten ist 
verschütt gegangen. Der Aufbau von 
Strukturen in den Betrieben, in denen 
nicht nur Routine abgespult wird, son-
dern echte Diskussionen laufen und die 
Streiks organisiert werden, mit Streikver-
sammlungen und Streikleitungen vor 
Ort, das steht als dringende Aufgabe an. 

Eine Organisierung „von unten“ ist 
nichts bahnbrechend Neues, aber 
„Sozialpartnerschaft“ der Gewerkschafts-
führungen mit Politik und Unterneh-
mensvorständen hat eben Folgen. Erfah-
rungen verschwinden; die Mitglieder 
werden zur Passivität degradiert. Da, wo 
es an aktiven Gewerkschaftsmitgliedern 
und Streikenden fehlt, fehlt dann der 
Optimismus, hohe Forderungen auch 
wirklich durchsetzen zu können. Wenn 
es aus höheren Kreisen der Gewerk-
schaftsapparate heißt, dass es an 
„Durchsetzungsfähigkeit“ fehlte, dann 
mag das vielleicht (auch nur vielleicht, 
denn wie wurde das gemessen?) als Zu-
standsbeschreibung stimmen. Aber die 
von-oben-herab-Politik der Gewerk-
schaftsführungen hat dazu beigetragen. 
„Durchsetzungsfähigkeit“ kann aufge-
baut werden. 

Eine „Konzertierte Aktion“ für Ruhe 
und Ordnung 

Alle Lohnrunden haben ein gemeinsame 

Von Streikwelle zu Megastreik zu … ? 

Die Bahner:innen der DB haben mit einem weiteren Problem zu kämp-
fen: die Spaltung zwischen zwei Gewerkschaften. Es gibt die kleinere Ge-
werkschaft GDL, die in den letzten Jahren häufiger mal zu Streiks aufge-
rufen hatte, aber fast nur Lokführer:innen und Zugbegleiter:innen in   
ihren Reihen hat. In der Vergangenheit das geschmähte Kind, biedert 
sich der Vorstand der GDL jetzt bei der DB an, indem er gegen die EVG 
hetzt und den eigenen Mitgliedern verbietet mitzustreiken. Die Spaltung 
hat lange Tradition und kommt aus den oberen Strukturen der Gewerk-
schaften, deren Interessen nur bis zum eigenen Bauchnabel reichen. Die 
Mitglieder selbst wünschen sich schon lange eine Zusammenarbeit der 
Gewerkschaften. Eine Vernetzung kämpferischer Bahner:innen über die 
Gewerkschaftsgrenzen hinweg findet aber statt und man kann optimis-
tisch sein, dass das mit jedem Streik stärker wird. 

F ür den großen Bereich des Öffentlichen Dienstes hat es Ende April eine Einigung über 
Lohnerhöhungen gegeben. Die Befragung bis 12. Mai unter den Gewerkschaftsmitgliedern ergab 
eine Zustimmung von 66 % bei Beteiligung von 27 %. Nach der Chemie, Metall/Elektro und Post ist 

damit die nächste große Lohnrunde seit Beginn der Inflation beendet. Die Abschlüsse ähneln sich, auch die 
Verhandlungsmuster. Zeit für eine Zwischenbilanz. 
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AUS DEN BETRIEBEN  
Muster. In keiner Branche haben die 
Gewerkschaftsleitungen zu unbefriste-
ten Erzwingungsstreiks aufgerufen. Tat-
sächlich gab es nur einzelne Warnstreik-
tage mit langen Pausen dazwischen 
nach lang geplanter Dramaturgie. Ver.di-
Chef Wernecke behauptet, dass das doch 
positiv sei, weil man sich in der 
Zwischenzeit habe organisieren können 
und man ja auch wieder in den Verhand-
lungsmodus kommen müsse. Verhand-
lungen ohne das einzige Druckmittel 
Streik? Ein übliches Ritual bei Tarifver-
handlungen. Immer tauchten Gewerk-
schaftsführungen in Geheimverhand-
lungen mit den Bossen ab und überrum-
pelten die Kolleg:innen mit plötzlichen 
Einigungen. Alle Abschlüsse liegen dem-
entsprechend unterhalb der Inflation 
und bedeuten Reallohnverlust. 

Die staatlich geschaffene steuerfreie 
„Inflationsprämie“ wurde genutzt, um 
kurzfristig Geld fließen zu lassen, aber 
nichts Dauerhaftes. Das entspricht dem 
Einverständnis, das im letzten Herbst in 
der „Konzertierten Aktion“ gefunden 
wurde. Angesichts der Inflation hatten 
sich Bundeskanzler Scholz, Gewerk-
schaftschefs und Wirtschaftsvertreter 
getroffen und darüber nachgedacht, wie 
die Wirtschaft stabil gehalten werden 
kann. Rausgekommen ist, dass es keine 
zu hohen Lohnabschlüsse geben dürfe, 
um eine angebliche „Lohn-Preis-Spirale“ 

zu verhindern. Die neu geschaffene In-
flationsausgleichsprämie von 3.000 Eu-
ro und andere staatliche Leistungen sol-
len etwas Druck aus dem Kessel neh-
men, damit die soziale Wut nicht explo-
diert. Die deutsche Wirtschaft hegt die 
Erwartung, dass das so bleibt und die 
Gewerkschaftsbosse ihre Rolle in diesem 
Sinne „verantwortlich“ spielen. 

 

Wie weiter bei Bahnen und Bussen? 

Die Verkehrsgewerkschaft EVG verhan-
delt noch mit 50 Unternehmen, darun-
ter die 100 % staatliche Deutsche Bahn. 
Die Forderung von 650 Euro Erhöhung 
ist die höchste. Und die EVG-Oberen 
haben die ver.di-Abschlüsse abgelehnt… 
bislang. „Radikaler“ sind sie nur in Wor-
ten. Nach zwei bundesweiten Warn-
streiktagen einschließlich „Megastreik“ 
mit ver.di, war der dritte Warnstreik ab 
dem 14. Mai angekündigt worden. Drei 
Warnstreiks in drei Monaten sind wirk-
lich nicht viel, um Druck zu machen. 

Doch aus dem angekündigten 3. Warn-
streik wurde nichts. Die DB verklagte die 
EVG, um ein Streikverbot durchzusetzen 

und drohte mit Schadensersatzforderun-
gen in Millionenhöhe. Solche Angriffe 
auf das Recht der Arbeitenden zu strei-
ken gehören zum Arsenal der 
„Arbeitgeber“ im Klassenkampf. Unter 
dem Druck des drohenden Streikverbo-
tes sagte die EVG in letzter Minute den 
Streik ab, während die DB ihrerseits ein 
paar kleine Zugeständnisse beim Min-
destlohn machte. Der Mindestlohn ist 
eigentlich eine Selbstverständlichkeit, 
aber nicht bei der DB … Dann tauchten 

die EVG-Verhandlungsleute ab und man 
erfuhr aus der Presse, dass man sich mit 
der DB an einem geheimen Ort zu gehei-
mer Zeit getroffen hat, um die Verhand-
lungen vor Pfingsten zu planen. Von Ur-
abstimmung und Erźwingungsstreik ist 
nicht mehr die Rede, obwohl die Erwar-
tungen bei den Bahner:innen groß sind. 
Offensichtlich will auch die EVG-Spitze 
schnell eine Einigung, ohne dass Streiks 
den Verhandlungsmodus stören. 

Auch in der EVG ist ein Streik für die 
meisten total neu. Der letzte war 2018 
und dauerte nur kurz (Die Erinnerungen 
sind blass ...), denn die EVG ist für ihren 
Kuschelkurs mit der DB berühmt-
berüchtigt. Es hängt von einzelnen Leu-
ten ab, ob in ihrer Schicht der Streik gut 
läuft oder nicht. Viel Praktisches zum 
Streik und der Durchführung muss wie-
der erlernt werden: wann wo treffen, wie 
die Arbeitswilligen überzeugen, wie PC 
runterfahren etc. Es liegt an Gewerk-
schaftsaktiven, sich zu vernetzen und 
Kolleg:innen zu finden, die bereit sind, 
sich mehr Gedanken zu machen. Aber 
das gibt es. 

Die Beschäftigten haben das letzte Wort 
nicht gesprochen, denn Hunderttausen-
de sind neu in Streiks gezogen worden 
und weitere Lohnrunden stehen an. Bei 
jedem Streik wird das Rädchen der Aus-
beutung angehalten und die Macht der 
Unternehmen und des Staates kollektiv 
in Frage gestellt. Wir alle lernen dabei, 
zu kämpfen und uns zu vernetzen. 

21. Mai 2023 

Havannas Obst und Sabine Müller, Berlin 

>> Der Aufbau von Strukturen in den Betrieben, in 
denen nicht nur Routine abgespult wird, sondern 

echte Diskussionen laufen und die Streiks 
organisiert werden, mit Streikversammlungen und 

Streikleitungen vor Ort, das steht als dringende 
Aufgabe an. << 
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Am 11. Januar besetzten französische 
Truppen das Ruhrgebiet, um mit Zwang 
die Reparationszahlungen einzufordern, 
die nach dem Ersten Weltkrieg im Ver-
sailler Vertrag festgelegt wurden. Die 
deutsche Regierung und die Unterneh-
men sahen es als nicht möglich an sich 
wirtschaftlich zu erholen, solange sie 
durch die hohen Reparationszahlungen 
erdrückt würden. Dem damaligen kon-
servativen Ministerpräsidenten Cuno 
war es erstmals seit 1919 gelungen, ohne 
Beteiligung der SPD eine Regierung zu 
bilden. Sie verfolgte einen wirtschaftsli-
beralen Kurs mit dem Ziel, Errungen-
schaften der Arbeiterinnenbewegung 
wie den Achtstundentag rückgängig zu 
machen. 

Die Hyperinflation 

Nun rief die Regierung den „passiven 
Widerstand“ gegen die französische Be-
satzung aus und erklärte ihn zur natio-
nalen Pflicht. Gleichzeitig begann sie 
massiv Geld zu drucken, was den Wert 
des Geldes schon im Januar monatlich 
um ein Fünftel abfallen lies. Im April 
erreicht der Wert der Währung ein neues 
Tief und wird bis August nur noch viel 
weiter abstürzen, Hungerrevolten sind 
an der Tagesordnung. Dies beides scha-
dete jedoch nicht unmittelbar den gro-
ßen Unternehmen, welche die Situation 
ausnutzen, um ihre Fabriken im Ruhrge-
biet zu modernisieren und es auch nicht 
so ernst mit dem Kontaktverbot zu den 
französischen Besatzern nehmen, von 
denen sie sich Garantien aussprechen 
lassen. Die Lohnkosten und Sozialabga-
ben sind durch die Inflation sehr niedrig 
und werden über das Jahr nur noch wei-

ter sinken, während die Unternehmen 
ihre Produkte im Ausland absetzen. Es 
ist vor allem das Vermögen des Mittel-
stands, welches durch die Hyperinflation 
massiv zerstört wird, so dass viele, die 
vorher ihren Lebensstandard als gesi-
chert angesehen hatten und sich nicht 
als Teil der Arbeiterinnenklasse sahen, 
nun definitiv in diese abstürzen. Kein 
Kleinbürger oder Beamter war sicher vor 
der schärfsten Form der Armut. 

Durch diese beiden Krisen gewannen 
einerseits die Nationalisten und Faschis-
ten Aufwind, andererseits bekamen revo-
lutionäre Ideen Zulauf. Das gesamte bür-
gerlich demokratische und kapitalisti-
sche System konnte wenig überzeugen, 
wo es doch nicht einmal den Schein er-
wecken konnte, irgend wessen Interes-
sen außer denen der Kapitalisten zu nüt-
zen. Auch die Rolle der Gewerkschaften 
und ihr Apparat, als Verhandlungs-
partner der Arbeiter mit den Unterneh-
mern verliert mit der Inflation an Autori-
tät, weil die Löhne und das Streikgeld 
nichts mehr wert sind. Allein der Besitz 
an Produktionsmitteln oder Immobilien 
hat Wert und diese sind in den Händen 
der Unternehmer. Der Klassencharakter 
der Gesellschaft wird für jeden greifbar, 
allumfassend und steht ganz vorne auf 
der Tagesordnung. 

Wie verhält sich die kommunistische 
Partei in dieser Situation, wie schätzt sie 
die Lage ein? Sie versucht nicht, wie alle 
anderen Parteien einschließlich der SPD 
in den Chor der Vaterlandsverteidiger 
einzustimmen und erkennt, dass die 
Last beim „passiven Widerstand“ durch 
die Arbeiter:innen getragen wird, dass 

diese gleichzeitig nur geopfert werden, 
während die Bourgeoisie die ihren zu 
Helden des Vaterlandes stilisiert, so wie 
den Großindustriellen Fritz Thyssen, als 
dieser im Januar von den Besatzern fest-
genommen wird. Die KPD ist jedoch zu 
sehr mit der internen Diskussion be-
schäftigt, ob es mit den linken Teilen der 
SPD eine Einheitsfront an der Basis oder 
in Form einer Arbeiterregierung geben 
soll. Die aktuelle politische Situation im 
Ruhrgebiet und die Suche nach Partnern 
und Aktionsformen fällt anfangs vom 
Tisch. Die Linken der KPD im Ruhrgebiet 
schlagen übereilt auf eigene Faust los, 
besetzen ein paar Rathäuser und Gruben, 
werden aber isoliert geschlagen. 

Eine revolutionäre Situation … 

Die Kommunist:innen gewinnen den-
noch überall in Deutschland massiv an 
Zulauf, selbst in ländlichen Regionen 
können sie bei Wahlen mit der SPD 
gleichziehen und bei einer gewerk-
schaftsinternen Abstimmung bei den 
Metallarbeiter:innen in Berlin erhält die 
KPD 54.000 Stimmen gegenüber den 
22.000 der Sozialdemokraten. Arbeiter-
milizen und Fabrikausschüsse entste-
hen, die nicht durch die Gewerkschafts-
bürokratie kontrolliert werden, sondern 
offen zur KPD stehen und auch bereit 
sind, sich gegen die extreme Rechte zu 
verteidigen. Ein antifaschistischer 
Kampftag wird für den 29. Juni vorberei-
tet, als diese Demonstration verboten 
wird fügt sich die KPD-Führung, weil sie 
fürchtet, die Auseinandersetzung mit 
dem Staat nicht gewinnen zu können. 
Die zurückgehaltenen Massen kritisie-
ren das Abwägen, sind in jedem Fall aber 

GESCHICHTE 

Die Revolution 1923, wann kommt sie? 

I m Jahre 1923 reihen sich mehrere einschlagende Ereignisse aneinander, welche die Kommunistische 
Partei Deutschlands, die erst vier Jahre zuvor unter Mitwirkung von Rosa Luxemburg gegründet 
worden war, vor gewaltige Aufgaben stellen. Trotz oder gerade wegen des Scheiterns der versuchten 

Revolution im Oktober 1923, ist diese Vorgeschichte von großem Interesse für Revolutionär:innen. Heute 
können wir auf diese Zeit zurückblicken um viel darüber zu lernen, wie eine revolutionäre Situation 
eingeschätzt werden kann und welche Schritte wann unternommen werden könnten. Dieser Artikel ist der 
erste von zweien und wird sich mit den historischen Hintergründen und einer Einschätzung der 
revolutionären Lage von 1923 beschäftigen, insbesondere während des Streiks, welcher die Regierung Cuno 
im August stürzte. 
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ein Zeichen dafür, dass es eine gewalti-
ge Dynamik gibt. Überall im Land gibt 
es kleinere und größere Brände des Wi-
derstandes gegen die kapitalistische 
Misere. Betriebsbesetzungen von Berg-
werken in Zwickau bis hin zu streiken-
den Landarbeiter:innen in Ostpreußen. 
Schließlich streiken auch die Arbei-
ter:innen der Staatsdruckerei, und ohne 
die gedruckten Geldscheine wird das 
ganze Land gelähmt. 

In Berlin treten auf Initiative der Kom-
munist:innen die oben erwähnten Fab-
rikausschüsse zum Fünfzehneraus-
schuss zusammen und rufen zum Gene-
ralstreik auf, der die gesamte Haupt-
stadt lahmlegt. Die SPD als Partei hält 
sich zurück, die führenden Gewerk-
schaftsbürokaten in Berlin, hin- und 
hergerissen zwischen den Massen und 
dem Druck der staatstragenden Ele-
mente ihrer Partei, enthalten sich. Die 
Bewegung breitet sich über das ganze 
Land aus. Die Regierung Cuno wird ge-
stürzt. Eine neue Regierung soll unter 
Beteiligung der SPD gebildet werden 
durch Gustav Stresemann von der Deut-
schen Volkspartei. Die KPD-Führung 
interpretiert dies als Zeichen, dass die 
Zeit der Revolution noch nicht gekom-
men sei. Die Arbeiterinnenklasse in 
Deutschland müsse erst noch Erfahrun-
gen und Kämpfe machen um tatsäch-
lich zur Revolution in der Lage zu sein. 

Dass die Sozialdemokratie an der neuen 
Regierung beteiligt ist und immer noch 
ein gewisses Vertrauen genießt, lässt 
die KPD-Führung daran zweifeln, wel-
chen Wert das Fortführen der Bewe-
gung, gegen die Sozialdemokratie, statt 
wie vorher unter deren Beteiligung oder 
Billigung, hat. Statt den Streik weiter 
auszubauen und die revolutionäre Situ-
ation zu nutzen, interveniert sie in den 
Fabrikausschüssen und überzeugt die 
Delegierten davon, dass das unmittelba-
re Ziel, die Regierung Cuno zu stürzen 
erreicht sei und die Arbeit wieder aufge-
nommen werden soll. 

Aber welches Ziel wurde wirklich er-
reicht? Die neue Regierung hat ihr Pro-
gramm gegen die Arbeiterinnenklasse 
und zur Stabilisierung des kapitalisti-
schen Systems, sowie den Willen es mit 
der Waffe zu verteidigen. Gleichzeitig 
zieht sich die Arbeiterinnenbewegung 
unter Führung der KPD zurück, ohne 
etwas gewonnen zu haben. Selbst ohne 
Führung und gegen die KPD geht der 
Streik noch für eine Woche weiter, be-
vor er vom neuen SPD-Innenminister 
durch das Auflösen des Fünfzehneraus-
schusses auch offiziell beendet wird. 

… die von der KPD verpasst wurde 

Eine revolutionäre Situation war 1923 
während des Anti-Cuno-Streiks defini-
tiv gegeben. Hätte sie aber auch zur Re-
volution geführt, wenn der Versuch un-
ternommen worden wäre? Es ist leicht 
in belletristische Alternativweltge-
schichte zu verfallen, besonders wenn 
man sich als Revolutionärinnen die 
Weltrevolution herbeiwünscht. Kann 
eine Revolution nur erfolgreich sein, 
macht der Aufstand, die Bewegung nur 
Sinn, wenn es sowohl eine Dynamik in 
den Massen gibt, als auch die Revolutio-
närinnen die Logistik der Waffen und 
ihre Organisation penibel geplant ha-
ben? Wenn der Erfolg feststeht? Und 
wann kann dies wirklich mit Sicherheit 
gesagt werden? Die Kalkulation dieser 
Rechnung wird nicht einfacher 
dadurch, dass es auch jene gibt, die im-
mer zum Aufstand aufrufen, selbst 
wenn es dafür keinen Rückhalt in den 
Massen gibt und es auch nicht strate-
gisch sinnvoll ist. 

Die Führung der KPD war geprägt durch 
die traumatischen Erfahrungen zahlrei-
cher Niederlagen ihrer Klasse, sowie 
durch den Verlust wichtiger Persönlich-
keiten wie Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht. Wenn ein Aufstand schei-
tert, so ist es nicht leicht gesagt, dass er 
erneut unternommen werden kann, 
vielleicht lebt niemand mehr um ihn 
auszurufen. Die Revolutionärinnen in 
der KPD, die hingegen immer wieder 
den Aufstand forderten, waren verbit-
tert über die Rolle der SPD, sahen häufig 
keinen Sinn in Gewerkschaften zu ar-
beiten oder zu versuchen, politische 
Partner unter linken Sozialdemo-
krat:innen zu gewinnen. Stattdessen 
sollten die sozialdemokratischen Arbei-
ter:innen in KPD-Organisationen ein-
treten und der Aufstand lieber heute als 
morgen stattfinden. 

Wenn wir für heute versuchen wollen 
daraus etwas zu lernen, dann wäre es 
wohl, sich bewusst dessen zu sein, dass, 
was uns möglich erscheint, dadurch 
geprägt wird, was bisher gelang. Dass es 
aber auch entscheidend ist, sich selbst 
als Revolutionär:innen nicht darüber zu 
täuschen, was der Kampfeswille der 
Arbeiter:innenklasse ist. Dies gilt so-
wohl dafür, wenn er größer ist oder klei-
ner als der der Revolutionärinnen und 
wenn die Arbeiterinnen vielleicht eine 
andere Vorstellung davon haben was 
schon eine Revolution ist und was 
nicht. Es wäre im August 1923 wohl kein 
zweites Sowjetrussland entstanden, 
aber vielleicht ein wichtiger Schritt in 
Richtung von Räten und der Diktatur 
des Proletariats. 

In einem späteren Artikel zu 1923 wer-
den wir über den tatsächlichen Versuch 
der Revolution im Oktober 1923 schrei-
ben, wo das Problem das umgekehrte 
ist. Die Dynamik der Massen ist nicht 
mehr da, aber der kommunistische Ap-
parat versucht die Revolution herbeizu-
zwingen. 

Kira Harper, Düsseldorf und 
Dimitri Otto, Berlin 

 

GESCHICHTE  

Bild: Deutsches Historisches Museum, Berlin. 
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Geschichte und Wiederaufstieg der KPÖ  
ÖSTERREICH  

I m April erreichte die Kommunistische Partei Österreichs mit ihrem Spitzenkandidaten Kai-Michael 
Dankl bei den Wahlen zum Salzburger Landtag überraschend 11,7 % (gegenüber 0,4% 2018) und 
damit den größten Zugewinn aller Parteien. In Salzburg Stadt erhielt die KPÖ sogar 21,8 % und damit 
nach der ÖVP am zweitmeisten Stimmen. Nur eine Woche später wurde eine Umfrage veröffentlicht, 

der zufolge die KPÖ bei Nationalratswahlen mit 7 % ins Parlament einziehen würde. In Graz stellt die KPÖ 
bereits seit Ende 2021 mit Elke Kahr die Bürgermeisterin. In diesem Artikel geben wir einen Überblick über 
die Geschichte der KPÖ und die neueren Entwicklungen in und um diese Partei. 

Gegründet wurde die KPÖ als eine der 
ersten kommunistischen Parteien be-
reits Anfang November 1918, im Kontext 
der revolutionären Bewegungen, die zum 
Ende des Ersten Weltkriegs führten: Der 
russischen Oktoberrevolution mit der 
Gründung der Sowjetunion und der No-
vemberrevolution, durch die der Kaiser 
in Österreich abdanken musste. 

Isolierte Ultralinke in der 1. Republik 

Nach dem ersten Weltkrieg war die KPÖ 
eine von der organisierten Arbei-
ter*innenbewegung isolierte Kleingrup-
pe mit Einfluss unter Kriegsrückkehrern, 
Arbeitslosen und revolutionären Solda-
ten. Sie setzte auf spektakuläre Aktionen, 
statt auf die Gewinnung der sozialdemo-
kratischen Massen. Der Sozialdemokrati-
schen Partei gelang es den linken Partei-
flügel weitgehend zu integrieren und 
damit eine kommunistische Abspaltung, 
wie sie in anderen Ländern stattgefun-
den hat, zu verhindern. 

Bis zum KPÖ-Verbot 1933 wechselten 
verschiedene Phasen ultralinker Politik, 
die von den Fraktionskämpfen in der 
Sowjetunion und der Kommunistischen 
Internationale beeinflusst waren. Einzi-
ge Unterbrechung dieser Politik, die von 
Lenin auch im „Linken Radikalismus“ 
kritisiert wurde, war 1921 nach dem 
Übertritt der „Sozialdemokratischen 
Arbeitsgemeinschaft revolutionärer Ar-
beiterräte“ um Josef Frey, dem eine Ein-
heitsfrontpolitik mit gemeinsamen 
Kämpfen mit sozialdemokratischen Ar-
beiter*innen für konkrete Verbesserun-
gen folgte. Nach 1922 wechselten ver-
schiedene mit der jeweiligen Führung in 
Moskau verbündete Cliquen an der Spit-
ze, die Opposition wurde zunehmend 
unterdrückt und im Einklang mit Stalins 
Kampf gegen den Trotzkismus die Frey 

Gruppe als „Trotzkistisch“ ausgeschos-
sen. 

1933 wurde die parlamentarische Demo-
kratie vom Austrofaschisten Dollfuß 
ausgeschalten, die KPÖ verboten, doch 
selbst nach der Niederlage im österrei-
chischen Bürger*innenkrieg im Februar 
1934 wurde von einer baldigen sozialen 
Revolution ausgegangen. Nur ein Jahr 
später wurde die stalinistische Volks-
frontpolitik übernommen und die Vertei-
digung der österreichischen Nation ge-
gen Deutschland zur Hauptaufgabe und 
patriotischen Pflicht, für die sogar mit 
der austrofaschistischen Diktatur zu-
sammengearbeitet wurde, auch indem 
trotzkistische Aktivisten denunziert 

wurden. Im Rahmen dieser Orientierung 
wurde auch vom KPÖ-Theoretiker Alfred 
Klahr die theoretische Grundlage für 
eine unabhängige österreichische Nati-
on gelegt. Durch ihre Arbeit in der Illega-
lität konnte die KPÖ wieder wachsen 
und vor allem enttäuschte Mitglieder der 
mittlerweile ebenfalls verbotenen Sozial-
demokratie gewinnen. Nach dem An-
schluss Österreichs an Nazideutschland 
blieb die KPÖ im Widerstand aktiv und 
erhielt geheime Parteinetzwerke auf-
recht. 

2. Republik: Einfluss durch Sowjet-
macht? 

Die KPÖ war eine Gründungspartei der 2. 
Österreichischen Republik und in der 
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ersten provisorischen Regierung sowie 
nach den Wahlen 1945 und gut 5 % der 
Stimmen in einer Konzentrationsregie-
rung aller Parlamentsparteien vertreten 
(bis 1947). Hintergrund ihrer Stärke war 
auch, dass der Osten Österreichs von der 
Sowjetunion besetzt war. 

Der Abzug und der langandauernde 
Wirtschaftsaufschwung führten zum 
zunehmenden Einflussverlust der KPÖ. 
Nach Stalins Tod und der von 
Chruschtschow initiierten 
„Tauwetterperiode“ distanzierte sich 
auch die KPÖ vom stalinistischen Perso-
nenkult, ohne jedoch die bürokratisch-
autoritären Grundlagen des sogenann-

ten „Realsozialismus“ kritisch aufzuar-
beiten. Erschwerend hinzu kam die poli-
tische Befürwortung der blutigen Nie-
derschlagung des Ungarischen Volksauf-
standes 1956 und, nach anfänglichem 
Zögern, des Prager Frühlings 1968, was 
massive Austrittswellen der Parteimit-
glieder sowie Abspaltungen bedingte. 
Von ca. 150.000 Mitgliedern in den ers-
ten Nachkriegsjahren blieben bis 1974 
nur um die 20.000. 

Wirtschaftlich  sah es da deutlich besser 
aus: Nicht nur durch die Beziehungen 
zur DDR und Sowjetunion, und damit 
verbundene Vermögenswerte, auch 
durch Besitz eines Teils der ehemaligen 
USIA-Betriebe über Treuhandverträge 
konnte die KPÖ auf ein Vermögen in 
Millionenhöhe zurückgreifen. So soll 
allein die Mineralölfirma „Turmöl“ 1979 
umgerechnet ca. 86 Mio. € schwer gewe-
sen sein. 

Das Ende des Stalinismus 

Mit dem Zusammenbruch der Sowjet-
union 1991 ging der KPÖ ihr politischer 
und wirtschaftlicher Bezugspunkt verlo-
ren. Richtungsstreitigkeiten zwischen 
stalinistisch („marxistisch-leninistisch“) 
und plural-reformistisch orientierten 

Teilen der Partei führten zu weiterem 
Mitgliederschwund und neuen Spaltun-
gen. Während sich programmatisch spä-
testens 2004 eine Orientierung auf Euro-
kommunismus (Beitritt zur Europäi-
schen Linkspartei), die Anti-
Globalisierungsbewegung und Sozialfo-
ren durchsetzte, spaltete sich 2006 auf-
grund bürokratischer Manöver die stali-
nistische „Kommunistische Initiative“ 
ab, mit ihr gingen KSV 
(Kommunistischer Studierendenver-
band) und KJÖ (Kommunistische Ju-
gend). Die KPÖ im Bundesland Steier-
mark erkannte die Parteitagsbeschlüsse 
2004 erst gar nicht an, und existiert seit-

her autonom.  

Zur selben Zeit verlor die KPÖ einen Pro-
zess am deutschen Bundesverfassungs-
gerichtshof um den Besitz der ehemali-
gen DDR-Firma Novum. Ein finanzieller 
Schlag von ca. 100 Mio.€, der das Aus für 
die Wochenzeitung „Volksstimme“, die 
Entlassung der meisten Hauptamtli-
chen, und den Verkauf vieler Parteilie-
genschaften bedeutete.  

Zwar hatte die unabhängig agierende 
KPÖ Steiermark durch ihre soziale Un-
terstützungs- und Wohnbaupolitik zu-
nehmende Verankerung und Wahlerfol-
ge in Graz und den alten Nordsteirischen 
Industrieregionen, doch die orientie-
rungslose Bundes-KPÖ versank immer 
mehr in der Bedeutungslosigkeit. Bis 
2015 war sie bei immer weiter sinkender 
Mitgliederzahl im Wesentlichen nur 
noch durch die Kandidatur in Wahl-
bündnissen und das jährlich stattfinden-
de Volksstimmefest im Wiener Prater 
wahrnehmbar. 

Ein neuer Aufschwung 

Eine Änderung brachte der Kontakt zu 
den Jungen Grünen 2017, die zu dem 
Zeitpunkt gerade aus der Grünen Partei 
ausgeschlossen wurden. Ihr Kaderkern 

war marxistisch inspiriert, und begann 
sich auf die politische Praxis der KPÖ 
Steiermark zu orientieren. 2019 traten 
sie in der neugegründeten „Jungen Lin-
ken“ mit der KPÖ zum ersten Mal erfolg-
reich bei der Gemeinderatswahl in Salz-
burg an und zogen in den Gemeinderat 
ein. Der Einfluss der neuen „Jungen Lin-
ken“ belebte die Partei neu, aktuell befin-
den sich zwei zentrale Personen der Jun-
gen Linken im Bundesvorstand. Ein ehe-
maliger Sprecher der Jungen Linken 
(Tobias Schweiger) ist nun Bundesspre-
cher der KPÖ. 

Der Einfluss der KPÖ in Betrieben, Ge-
werkschaften und im Klassenkampf ist 
weiterhin marginal, und ihre Stärke be-
steht aktuell darin, durch gezielte Kam-
pagnen in Wahlen erfolgreich Stimmen 
zu holen, wie sich zuletzt im Salzburger 
Landtagswahlkampf zeigte. Das ist nicht 
zuletzt der allgemeinen kapitalistischen 
Krise (Teuerungen, Sozial-, Gesundheits-, 
und Klimamisere u.a.) und der Situation 
der zerstrittenen Sozialdemokratie ge-
schuldet.  

Ist die KPÖ kommunistisch?  

Die Sprecher*innen sehen sich als kapi-
talismuskritisch, beziehen sich kritisch, 
aber positiv auf die Sowjetunion, und 
distanzieren sich gleichzeitig von den 
politischen Diktaturen in den 
„realsozialistischen“ Staaten. Sozialis-
mus, Kommunismus, oder Revolution 
kommen in ihrer Begrifflichkeit nicht 
vor, und ihre Strategie ist auf das Errin-
gen von Mandaten ausgerichtet. Indivi-
duell vertreten ihre Mitglieder ein Spekt-
rum unterschiedlicher Positionen, von 
Antikapitalismus über Sowjetnostalgie 
bis zu revolutionären Positionen. 

Was fehlt, ist eine revolutionäre Strate-
gie, die auf die Überwindung des Kapita-
lismus durch eine Revolution der Arbei-
ter*innenklasse orientiert, offen und klar 
erklärt, dass der Kapitalismus keine Per-
spektive bietet, und jeden Schritt der 
Arbeiter*innen zur Selbstorganisierung 
bis hin zur Rätemacht unterstützt. 

Florian Weissel und Jerry Eckstein , Wien 

>> Der Einfluss der KPÖ in Betrieben, 
Gewerkschaften und im Klassenkampf ist weiterhin 

marginal, und ihre Stärke besteht aktuell darin, 
durch gezielte Kampagnen in Wahlen erfolgreich 

Stimmen zu holen. << 

ÖSTERREICH 
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Profitmacherei als „Solidarität“ ver-
kleidet. 

Die Rüstungsschmieden Europas und 
der USA jubilieren bei solchen Profitaus-
sichten. Die Düsseldorfer Firma 
„Rheinmetall“ zum Beispiel ist als 
Kriegsgewinnler im März in den Aktien-
index DAX aufgestiegen. Das Unterneh-
men, das u.a. die Kanonen für den Leo-
pard 2 Panzer fertigt, plant sogar den 
Aufbau einer Panzerfabrik in der Ukrai-
ne. Obwohl die Interessen von Rheinme-
tall offensichtlich sind, wird diese Ex-
pansion nun geradezu als „gute Tat“ ge-
priesen. Dabei ist die Tat vor allem für 
die Aktionär:innen gut: Die Nachfrage in 
Ukraine ist bei einem langen Krieg ja 
sicher. Außerdem sind die Ausbeutungs-
bedingungen in der Ukraine nach 
Selenskyjs Angriffen auf Arbeitssicher-
heit, Gewerkschaftsrechte und den 
Lebensstandard sehr gut. Und auch über 
diesen Krieg hinaus lohnt sich die Fabrik 
für Rheinmetall, das dafür bekannt ist, 
Waffenexporte unter Umgehung der – 
mehr als löchrigen – deutschen Ausfuhr-
beschränkungen über ausländische 
Tochterfirmen in Ungarn oder Italien zu 
betreiben.1 

Öffentliche Gelder für die Produkti-
onskapazitäten? 

Das blühende Geschäft der Rüstungsin-
dustrie bleibt auch in diesem Krieg, was 
es immer war: ein Geschäft. Um die Pro-
duktionskapazitäten für Munition zu 
steigern, will die EU zusätzlich zu ihren 
Waffenkäufen jetzt auch den Ausbau der 
Fabriken und die Erhöhung des Aussto-
ßes dieser Industrie mit einer Milliarde 

Euro subventionieren. Während sonst 
immer „der Markt“ beschworen wird, 
übernimmt die EU also die Investitions-
risken für die Industrie. Dabei braucht 
die Rüstungsindustrie diese Milliarde 
nicht, liegt hinter ihr doch ein Rekord-
jahr. Aber offensichtlich ist den Unter-
nehmen eine solche Investition zu teuer, 
zu unsicher oder sie sind schlicht gute 
Verhandler:innen und lassen sich ihre 
Kosten aus den Steuergeldern der Arbei-
tenden bezahlen. Immer tiefer rutschen 
die imperialistischen Staaten auf diese 
Weise in den Krieg und stellen dessen 
finanzielle wie menschliche Kosten als 
„Notwendigkeiten“ dar. Damit die Arbei-
tenden heute mit ihren Steuern und 
morgen vielleicht mit ihrem Leben für 
die Kriege der Herrschenden zahlen, 
braucht es auch im Westen Propaganda. 

Kriegspropaganda 

In Aachen erhielt der Ukrainer Selenskij 
im Mai „für sein Volk“ den Karlspreis für 
„Verdienste um die europäische Eini-

gung“. Der Namensgeber „Karl der Gro-
ße“ einte Mitteleuropa Ende des 8. Jahr-
hunderts ... durch Eroberungen und ei-
nen brutalen Krieg gegen die Sachsen im 
Osten. Wenn die Präsidentin der EU-
Kommission, Ursula der Leyen, in ihrer 
Preisrede vom gerechten Kampf der Uk-
raine für die „Werte Europas“ fabuliert, 
greift sie damit auf das alte Bild vom 
„Abwehrkampf“ gegen „asiatische Hor-
den“ zurück, mit dem mindestens seit 
dem Ersten Weltkrieg die Soldaten Russ-
lands zu animalischen Monstern ge-
macht worden sind. Ohne die abscheuli-
chen Kriegsverbrechen des Putinregimes 
klein zu reden, muss es doch als Heu-
chelei bezeichnet werden, wenn die EU, 
die Menschen im Mittelmeer ertrinken 
lässt und in Libyen oder der Türkei Dik-
tatoren und Warlords unterstützt, von 
der Verteidigung „ihrer Werte“ faselt.2 

Perspektiven im System: Fehlanzeige 

Jenseits aller schönen Worte sind die 
Wahrheiten über diesen Krieg der Impe-

UKRAINE 

Zwischen fliegenden Träumen, Karlspreisen und 
EU-Milliarden geht das Sterben weiter 

A nfang Mai wurden dem ukrainischen Präsidenten Selenskyj im Rahmen seiner Auslandsreise nach 
Westeuropa überall Geschenke gemacht. In London kam das Versprechen der Ausbildung an 
westlichen Kampfflugzeugen, aus Paris Kampfpanzer, von den Deutschen weitere Waffenhilfen 

von 2,7 Mrd. Euro. Wer solch spendable Freund:innen hat, kann leicht vom „Frieden erst nach dem Sieg“ und 
der „vollständigen Befreiung“ der Krim und des Donbass sprechen. Dabei ist offensichtlich, dass das 
Schicksal der Ukraine allein am Willen der westlichen Großmächte hängt, diesen Krieg weiter politisch und 
materiell zu unterstützen... koste es an Leben, was es wolle. 

Bildquelle: Europäische Kommission (Dati Bendo) 
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Ein großer Teil der Rede ist dem 
Bürger:innenkrieg gewidmet. Die 
Ukraine war Schauplatz heftiger Kämp-
fe zwischen roter und weißer Armee. 
Letztere hatte sich mit englischer und 
französischer Unterstützung vorge-
nommen, die Sowjetmacht zu stürzen. 
Wie wurde der Krieg gewonnen? Laut 
Rakowski lernten die Kommunist:innen 
„äußerst sensibel und aufmerksam zu 
sein für das, was auf dem Land 
geschah“, und haben „die volle 

Bedeutung dessen verstanden, was es 
bedeutet, das Land auf unserer Seite zu 
haben“. Die Nacherzählung eines 
Dialogs mit einem Bauer zeigt 
anschaulich, wie der Sieg politisch 
erreicht wurde. 

Rakowski stellt dann alle Probleme der 
Ukraine dar. Rückblickend erscheinen 
seine Vorahnungen vorausschauend. 
Sei es über das Problem der Aufteilung 
des Bodens, das fünf Jahre später von 

Stalin brutal aufgegriffen 
wird, oder über die Gefahr 
der Neuen Ökonomi-
schen Politik (NEP), seine 
Überlegungen führen 
zum Kern des Schicksal-
jahres 1923. „Die Land-
wirtschaft wird noch 
Jahrzehnte lang die 
Grundlage aller wirt-
schaftlichen Entwicklung 
sein.“ Weit entfernt von 
der späteren stalinisti-
schen Angeberei, gibt er 

zu, „die Schwerindustrie [...] befindet 
sich leider in einer äußerst schwierigen 
Lage“. Weiterhin befasst er sich mit den 
Ursachen des Antisemitismus und der 
„Rassenfeindschaft“. Es letztes spricht 
er über die Nation, die Sprache und das 
Nationalgefühl. “Das aufzugeben (die 
Nation), es zu nehmen und zu sagen, 
dass es nicht existiert, dass diejenigen, 
die darüber reden, keine 
Internationalisten sind usw., das ist 
falsch und gefährlich. Manchmal 
verbirgt sich unter einem solchen 
Internationalismus das Gefühl einer 
Person, die als Zugehörige zu einer 
unterdrückerischen Nationalität nie 
nationale Unterdrückung gekannt hat.“ 
Hier zeigt sich eine erste Kritik an der 
Bürokratie mit ihrem großrussischen 
Anspruch, die die kommunistische 
Partei zerstören wird. 

Lorenz Wassier, Berlin 

Der vollständige Text 
von Rakowski: 

UKRAINE 

„Den ukrainischen Genossen“ - russischer Arbeiter und ukrainischer 
Bauer gegen die imperialistischen Armeen (ca. 1920) 

„Fünf Jahre ukrainische Sowjetmacht“ 

D er Text, den wir jetzt auf Deutsch veröffentlichen, stammt aus einer Rede, die Christian Rakowski 
am 15. Juli 1923 in Charkow/Charkiw hielt. Zwei Tage später wurde die Rede in der damaligen 
Hauptstadt der Sowjetrepublik Ukraine gedruckt. Nach fünf Jahren an deren Spitze berichtet der 

Vorsitzende der Volkskommissare seine Erfahrung aus dieser gebeutelten Zeit. 

rialismen kaum zu ertragen. Die russi-
schen Versuche, die Stadt Bachmut zu 
erobern, haben diese in eine Hölle ver-
wandelt.3 Ähnlich wie die deutsche Ar-
mee 1916 versuchte, Frankreich in Ver-
dun „weißbluten“ zu lassen, durch mas-
siven Artillerieeinsatz gefolgt von im-
mer wiederholten Angriffswellen der 
Infanterie, lässt das russische Regime 
seit Monaten seine „Wagner“-Söldner 
gegen Bachmut anrennen. „Sie kommen 
in Wellen. Die erste Welle der Russen, 10, 15 
Mann, läuft auf unsere Stellungen zu. Fast 
alle von denen werden erschossen. Ab da 
wissen die russischen Aufklärer, wo wir 
sind. [...] Dann fängt die russische Artillerie 
an, unsere Gräben zu beschießen. Anschlie-
ßend kommt die nächste Welle. Und noch 
eine. Manchmal ein Dutzend in 24 Stun-
den.“ berichtet ein ukrainischer Soldat 
dem Magazin Spiegel.4 Die angreifen-
den Soldaten werden hier wie „Fleisch“ - 

so der russische Begriff für 
„Kanonenfutter“ - hingemetzelt. Russ-
lands Gefängnisse – viele der Wagner-
Söldner sind Strafgefangene, die sich 
Begnadigung erhoffen – sind voll von 
Nachschub und zusätzlich wird vor al-
lem in den besonders benachteiligten, 
oft asiatischen Regionen Russlands 
unter nationalen Minderheiten gewor-
ben. 

Ob ein rasches Kriegsende angesichts 
der Siegesphantasien Selenkskijs aber 
auch der westlichen Imperialismen 
kommen kann, ist hochspekulativ. Sei-
nerseits hat Putin vielleicht 200.000 
Tote junge Männer geopfert. Es ist frag-
lich, ob er den Krieg ohne Landgewinne 
– von Verlusten ganz zu schweigen – 
beenden kann. Eine Eskalation mit 
wachsender Gefahr, dass die NATO 
durch russische Verzweiflungsaktionen 

auch mit eigenen Soldat:innen in den 
Krieg eingreift, ist nicht auszuschließen. 
In ihrer Menschenverachtung tun sich 
die Herrschenden in Washington, Ber-
lin und Moskau nichts. 

Jakob Erpel, Düsseldorf  und 
Lorenz Wassier, Berlin 

Fußnoten: 
1 www.fr.de/politik/rheinmetall-panzer-ukraine-
krieg-ruestungskonzern-kampfpanzer-panther-
neue-fabrik-news-92269826.html 

2 Erst Ende April berichtete der Guardian mit 
Videobeweisen über das organisierte Aussetzen 
von nach Griechenland geflüchteten Menschen 
auf einem Boot ohne Antrieb: 
www.theguardian.com/world/2023/may/19/greek-
government-under-fire-after-video-shows-
pushback-of-asylum-seekers 

3 Bei Redaktionsschluss am 21. 5. ist unklar, ob die 
Stadt nun erobert wurde oder die Ukraine noch 
einzelne Trümmerfelder hält. 

4 C. Reuter / J. M Fritz: Ukraine: Die letzten Be-
statter von Bachmut. In: Der Spiegel. 3. 2. 2023 
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Mit Spannung wurden die Wahlen vom 
14. Mai erwartet. Noch vor einem Jahr 
schienen Erdoğan und seine autokrati-
sche „Demokratur“ fest im Sattel. Doch 
zwischenzeitlich lag der Herausforderer 
fürs Präsidentenamt in Umfragen vorne, 
sodass es für die Opposition eher enttäu-
schend war, dass Erdoğan im ersten 
Wahlgang die Nase vorn behielt, ohne 
eine absolute Mehrheit zu bekommen. 
Die endgültige Entscheidung fällt nun in 
der Stichwahl am 28. Mai (nach Redakti-
onsschluss der Aurora). 

Der Aufsteiger gegen das Establish-
ment 

Seit über 2 Jahrzehnten bestimmt 
Erdoğan die Geschicke der Türkei. Als 
Populist inszenierte er sich vor allem als 
Vertreter der „einfachen Leute“ gegen-
über den alten regierenden Eliten. In der 
Tat stammt er aus einem Istanbuler Ar-
beiterviertel und bescheidenen Verhält-
nissen. Sein Elternhaus war religiös kon-
servativ, was in der von Kemal „Atatürk“ 
geprägten Türkei verpönt war – zumin-
dest in den kulturellen und politischen 
„kemalistischen“ Eliten, die eine Moder-
nisierung nach westlichem Vorbild an-
strebten. Jahrzehntelang war es vor al-
lem das Militär, das eine entscheidende 
Rolle in der Türkei spielte, sich als Ga-
rant der säkularen (also nicht-religiösen) 
Staatsverfassung aufspielte und mehr-
fach gewählte Regierungen wegputschte, 
besonders blutig und repressiv im Jahr 
1980, als viele Linke, Aktivist:innen der 
Arbeiter:innenklasse und Vertre-
ter:innen der kurdischen Minderheit 
verhaftet, weggesperrt und gefoltert wur-
den. 

Erdoğan wurde innerhalb einer islamis-
tischen Partei groß. 1994 gewann er die 
Wahlen zum Bürgermeister von Istanbul 

und schaffte es, die größten Missstände 
in der korrupten Stadtverwaltung zu 
beseitigen. Sein Aufstieg wurde vom Mi-
litär kritisch beäugt und schließlich wur-
de 1998 sowohl seine damalige Partei 
verboten als auch Erdoğan zu einer Haft-
strafe verurteilt. Doch damit wurde er 
nur zum Märtyrer. Seine neue Partei 
AKP, die er nach seiner Entlassung aus 
dem Gefängnis 2001 gründete, konnte 
schon im Jahr darauf einen fulminanten 
Wahlerfolg erzielen und die Regierung 
stellen. 

Die Sicherung seiner Alleinherrschaft 

Erdoğan war (und ist) geschickter Macht-
politiker und wechselte Bündnispartner 
und politische Ausrichtungen so, wie es 
seinem Aufstieg dienlich war. Als Minis-
terpräsident (ab 2003) vermied er zu-

nächst islamistisch aufzutreten, um dem 
Militär keinen Vorwand zu liefern gegen 
ihn einzuschreiten. Auch international 
stellte er sich als einen moderat religiö-
sen Konservativen dar, der mit Militär-
herrschaft und Vetternwirtschaft aufräu-
men wollte. Der Wirtschaftsaufschwung 
der Türkei in diesen Jahren, der kaum 
das Verdienst Erdoğans war, half ihm, 
seine Popularität auszubauen. 

2007 beschloss er, die Konfrontation mit 
dem kemalistischen Militär zu wagen 
und suchte sich einen Bündnispartner in 
Fethullah Gülen, dem Anführer einer 
weitverzweigten islamistischen Bewe-
gung, die es sich zum Ziel gesetzt hatte, 
viele Posten in Justiz und Exekutive zu 
besetzen. Erdoğan half ihr dabei durch 
langjährige Gerichtsverfahren rund um 

INTERNATIONAL  

Schicksalswahl in der Türkei? 

Z wei Jubiläen stehen dieses Jahr der Türkei ins Haus. Vor 100 Jahren wurde die heutige Türkei unter 
Kemal „Atatürk“ gegründet, vor 10 Jahren erschütterten die Proteste im Gezi-Park zum ersten Mal 
nachhaltig die Macht von Erdoğan (damals Ministerpräsident, heute Präsident). Wir wollen 

zurückschauen auf das Phänomen Erdoğan, der die Türkei stärker verändert hat als Generationen von 
Staatschefs vor ihm. Hat er seinen Zenit überschritten?  
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eine angebliche „Ergenekon“-
Verschwörung und konnte so die Ar-
meeführung nachhaltig entmachten. 

In diesen Jahren machte Erdoğan auch 
Schritte auf die kurdische Minderheit 
zu. Mit symbolischen Gesten aber auch 
rechtlichen Reformen. Zum Beispiel 
wurde die kurdische Sprache zugelas-
sen und sogar ein Fernsehsender in ihr 
eingerichtet. Im Kampf um Wähler-
stimmen und gegen die alten kemalisti-
schen Eliten umwarb er die Kurd:innen, 
doch als 2015 die neu  gegründete pro-
kurdische und linke Partei HDP einen 
großen Wahlerfolg einfuhr und 
Erdoğans absolute Mehrheit verhinder-
te, machte er einen kompletten 
Schwenk und kehrte zur repressiven 
anti-kurdischen Politik seiner Vorgän-
ger zurück. Der Osten des Landes wurde 
wieder mit Bürgerkrieg überzogen und 
alle kurdischen Freiheits-Bestrebungen 

als Terrorismus gebrandmarkt. Er rief 
Neuwahlen aus, in denen die massiv 
verfolgte HDP wieder Stimmen verlor, 
sodass Erdoğan seine absolute Mehr-
heit bekam. Er konnte die Verfassung 
umschreiben zu einem Präsidialsystem 
mit ihm als fast unumschränkten Herr-
scher, denn 2014 war er vom Regie-
rungschef zum Präsidentenamt ge-
wechselt. 

Nun gibt es eigentlich nur noch eine 
Bewegung, die neben ihm und seiner 
AKP über großen Einfluss verfügt: Die 
Gülen-Bewegung, mit deren Hilfe er den 
Machtkampf gegen das alte Militär ge-
wonnen hatte. Er beschließt, auch diese 
Bewegung zu bekämpfen. 2016 versu-
chen gülenistische Armeeangehörige zu 
putschen, um der bevorstehenden Säu-
berung zuvorzukommen. Der Putsch 
scheitert und verhilft Erdoğan zu noch 
unumschränkterer Macht. Unter dem 

Vorwand die Putschisten zu bestrafen, 
gibt es eine Verhaftungswelle ungeahn-
ten Ausmaßes – bis zu 500.000 Perso-
nen! –, der längst nicht nur 
Gülenist:innen zum Opfer fallen, son-
dern jede:r, der potentiell Erdoğan ge-
fährlich werden könnte. 

Seitdem hat sich auch die Verfolgung 
der unabhängigen Presse noch einmal 
verschärft. In der Rangliste zur Presse-
freiheit von „Reporter ohne Grenzen“ 
rangiert die Türkei auf Rang 165 noch 
hinter Russland!1 

Die Wahlen und die Opposition 

Und doch muss er bei diesen Wahlen 
um seine Präsidentschaft zittern. Denn 
die Bevölkerung hat allen Grund zur 
Unzufriedenheit. Die hohe Inflation in 
Deutschland ist nichts gegen die Türkei, 
wo die Inflationsrate im vergangenen 
Herbst einen Höchststand von über 

80 % erreichte und aktuell immer noch 
bei 44 % liegt.2 Die soziale Ungleichheit 
verschärft sich extrem, von dem Wirt-
schaftswachstum der letzten Jahre pro-
fitiert nur eine kleine Schicht von Un-
ternehmen und die persönliche Umge-
bung des Präsidenten. Erdoğan, der sei-
ne politische Karriere als Saubermann 
begann, steht heute als korrupter Mann 
dar, den seine Präsidentschaft zum Mil-
lionär machte. Besonders angesichts 
der Tragödie des Erdbebens im Februar 
mit 50.000 Todesopfern hat Erdoğan 
massiv an Rückhalt verloren.3 

So erklärt sich, dass sein Herausforderer 
Kiliçdaroğlu eine reelle Chance hat, die 
Wahlen zu gewinnen. Kiliçdaroğlu ist 
von der kemalistischen CHP, die in den 
westlichen Medien oft irreführend als 
sozialdemokratisch bezeichnet wird. 
Die CHP ist die Partei der alten Eliten, 

die jahrzehntelang an der Macht waren 
und neben dem modernistisch-
säkularen Kurs auch für extremen türki-
schen Nationalismus und Unterdrü-
ckung bspw. der Kurd:innen standen. 
Um gegen Erdoğan eine Chance zu ha-
ben, hat Kiliçdaroğlu eine Koalition aus 
sechs Parteien geschmiedet, darunter 
enttäuschte ex-AKP-Politiker wie der 
ehemalige AKP-Vorsitzende und Minis-
terpräsident Davutoğlu und auch eine 
Abspaltung der rechtsextrem-
nationalistischen MHP. 

Die Arbeiter:innen in der Türkei haben 
von einer solchen Opposition gegen 
Erdoğan nichts zu erwarten. Die steht 
für eine Fortsetzung der prokapitalisti-
schen und nationalistischen Politik. Sie 
will eine Alternative für das türkische 
Kapital sein, das vielleicht ein Interesse 
daran haben könnte, dass nicht ein 
Mann zu viel persönliche Macht in sei-
nen Händen konzentriert. Die Gegner-
schaft zu Erdoğan ist der einzige Kitt 
dieses Bündnisses. Der einzig positive 
Effekt, sollte Kiliçdaroğlu gewinnen, 
könnte eine Lockerung der Repression 
und des Maulkorbs für die Presse sein. 
Doch um wirkliche Veränderungen zu 
erkämpfen müssten die Arbeiter:innen 
auf ihre eigene Kampfkraft setzen, nicht 
auf die Wahlen. Sie haben eine lange 
Tradition an Kämpfen. Zum Beispiel die 
Automobilarbeiter:innen, die 2015 mit 
einer wilden Streikwelle das Land den 
Atem anhalten ließen. Im März diesen 
Jahres haben erneut 1.200 Autoarbei-
ter:innen bei Mata Automotive in ei-
nem Vorort von Istanbul gestreikt.  

Richard Lux, Berlin 

Fußnoten: 

1 reporter-ohne-grenzen.de/rangliste/rangliste-
2023 

2 Einige Zahlen sind zusammengefasst auf tages-
schau.de/wirtschaft/weltwirtschaft/tuerkei-
wirtschaftskrise-inflation-100.html 

3 Siehe dazu den von uns übersetzten Artikel 
unter sozialismus.click/die-grosse-tuerkei-des-
erdogan-regimesist-zusammengebrochen/  

>> Die Arbeiter:innen in der Türkei haben von einer 

solchen Opposition gegen Erdoğan nichts zu 
erwarten. (…) Der einzig positive Effekt könnte eine 

Lockerung der Repression und des Maulkorbs für die 
Presse sein. << 

INTERNATIONAL  
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Wir hatten geschrieben: „Privatpersonen 
oder Unternehmen bringen ihr Geld zu 
den Banken. Die Banken behüten das 
natürlich nicht fürsorglich, sondern in-
vestieren es in andere Unternehmen, 
kaufen Staatsanleihen oder vergeben 
Kredite, Hypotheken oder was auch im-
mer. (…) Zu Problemen kann es kommen, 
wenn – warum auch immer – die Leute 
oder Unternehmen ihr Geld massiv zu-
rück haben wollen, die Bank aber das 
Geld – natürlich – nicht sofort zur Verfü-
gung hat, weil es ja woanders angelegt 
ist.“ 
Die Leserzuschrift kritisierte, dass wir 
den Mechanismus der Kreditvergabe 
und die Ursache von Bankenkrisen 
falsch erklären würden: „Das Bankensys-
tem funktioniert nicht so, dass Men-
schen ihr Geld zur Bank bringen und 
dieses Geld dann investiert wird, Ge-

schäftsbanken können Giralgeld quasi 
unbegrenzt (nur durch schwache Mecha-
nismen wie die Mindestreserve begrenzt) 
durch Kreditvergabe neu schöpfen.“ 
 
Verschiedene Arten des Geldes 
In der Tat ist das moderne Geldsystem 
recht komplex, und es gibt unterschiedli-
che Formen von Geld. Natürlich gibt es 
das uns allen bekannte Bargeld mit 
Scheinen und Münzen. Lange Zeit war 
(Bar-)Geld prinzipiell Edelmetall (Gold 
und Silber) und auch Papiergeld zu-
nächst nur ein praktischer Ersatz, der an 
Stelle des Goldes von Hand zu Hand 
ging. Noch bis 1971 war so der Dollar als 
weltweite Leitwährung fest ans Gold 
angebunden und die USA waren gegen-
über ausländischen Notenbanken die 
Verpflichtung eingegangen, Dollar jeder-
zeit gegen Gold einzutauschen. Inzwi-

schen ist ein solcher „Goldstandard“ des 
Geldes aufgehoben. Trotzdem halten die 
Zentralbanken weltweit Goldreserven 
von über 35.000 Tonnen (sie haben seit 
der Finanzkrise 2008 diese Reserven 
deutlich erhöht), was ein Indiz dafür ist, 
dass das Gold seine Rolle als letztendli-
cher Garant für unser Geld noch nicht 
wirklich verloren hat. Doch auch das 
Bargeld in Scheinen und Münzen macht 
nur einen Bruchteil des vorhandenen 
Geldes aus, denn das meiste Geld besteht 
nur als „Buch(ungs)geld“ oder „Giralgeld“ 
auf Bankkonten: So sind laut der Europä-
ischen Zentralbank EZB 1,57 Billionen 
Euro in Scheinen und Münzen im Um-
lauf.3 Aber je nachdem, welches Giralgeld 
mitgezählt wird (ob nur das sofort ver-
fügbare, zum Beispiel auf Girokonten 
oder auch längerfristig angelegtes), be-
trägt die gesamte Geldmenge im Euro-
raum 11,33 Billionen oder sogar 16,09 
Billionen Euro (Stand Ende 2022).4 
 
Geldschöpfung aus dem Nichts? 
Während beim Bargeld klar ist, dass es 
im Auftrag der EZB gedruckt bzw. ge-
prägt wird, woher kommt all das Giral-
geld auf den Konten? Tatsächlich wird es 
nicht von irgendeiner Notenbank wie der 
EZB geschaffen, sondern, da hat unsere 
Leserzuschrift vollkommen Recht, von 
den „normalen“ Geschäftsbanken – in 
dem Moment, in dem sie einen Kredit 
gewähren. Nehmen wir an, Bank xy ge-
währt Frau Müller einen Kredit von 
10.000 Euro. Dann schreibt sie ihr die-
sen Kredit als Summe auf ihrem Konto 
gut und Frau Müller hat nicht nur 
10.000 Euro Schulden, sondern kann das 
gutgeschriebene Geld einsetzen um alles 
Mögliche zu kaufen oder zu bezahlen. 
Auch in der Bilanz der Bank taucht der 
Betrag doppelt auf – positiv als Forde-
rung gegenüber Frau Müller, negativ, 

THEORIE 

Kreditvergabe und Geldschöpfung 
Kernproblem des Kapitalismus? 

I n der letzten Aurora gab es einen Artikel zu den Pleiten und Fast-Pleiten verschiedener Banken in 

diesem Frühjahr.1 Von einem Leser bekamen wir eine kritische Rückmeldung dazu, wie die 

Kreditvergabe von Banken in unserem Artikel dargestellt wurde. Wir wollen den Anlass nutzen, uns 

hier nochmal ausführlicher mit dem Thema auseinanderzusetzen.2 
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weil die Bank ja den Kredit ausgibt. Die 
Bank hat die Möglichkeit, ihre Forde-
rung gegenüber Frau Müller selbst wei-
terzuverkaufen – denn schließlich ist 
diese Forderung Geld wert, vorausge-
setzt Frau Müller ist eine kreditwürdige 
Schuldnerin, die ihren Kredit zurück-
zahlt. Insofern ist durch den Kredit das 
Geld scheinbar aus dem Nichts gleich 
doppelt entstanden, es kann von Frau 
Müller und auch von der Bank in Um-
lauf gebracht werden. Allerdings ver-
schwindet es auch wieder, in dem Mo-
ment, wo der Kredit zurückgezahlt wird. 
Doch ganz voraussetzungslos ist diese 
Geldschöpfung von Privatbanken nicht. 
Denn sobald Frau Müller Geld aus ih-
rem Kredit auf ein Konto einer anderen 
Bank überweist, muss die kreditgeben-
de Bank Geld an die andere Bank zah-
len. Auch das erfolgt nicht in bar, son-
dern dieser Interbankenhandel wird in 
der Regel über Konten bei der Zentral-
bank vermittelt. Außerdem gibt es Re-
gulierungsvorschriften für die Kredit-
vergabe von Banken. 
 
Einflussmöglichkeiten der Zentral-
bank 
Zum einen die Mindestreserve. Sie be-
trifft den Teil der Kredite, die eine Bank 
tatsächlich mithilfe der bei ihr depo-
nierten Gelder (Einlagen) ihrer 
Kund:innen vergibt. Sie darf nicht alle 
Einlagen für ihre eigenen Geldgeschäfte 
nutzen, sondern muss einen vorge-
schriebenen Anteil bei der EZB als Si-
cherheit hinterlegen. Dieser Anteil wur-
de allerdings 2012 auf 1 % halbiert, was 
nicht besonders viel ist. Sodann die Ei-
genkapitalregelungen, die im Prinzip 
vorschreiben, wie viel eigenes Geld eine 
Bank besitzen muss, um Kredite zu ver-
geben – sie kann nicht alle Kredite auf 
Pump finanzieren.5 Obwohl nach der 
Finanzkrise 2008 viel davon die Rede 
war, dass die Regulierungen verschärft 
werden müssten, ist praktisch nicht viel 
passiert. Das liegt auch daran, dass es 
gar nicht so einfach ist festzulegen, was 
denn überhaupt als Eigenkapital zählt 
und anerkannt wird, da die Banken ja 
viel mit ihren Bilanzen tricksen können. 
Neben diesen Regulierungsvorschriften 
steuern die Zentralbanken durch ihre 
Zinspolitik die Geldmenge, das heißt 

vor allem das durch Kreditvergabe ent-
stehende Giralgeld. Wenn die 
„Leitzinsen“ erhöht werden, wie es die 
EZB zuletzt am 4. 5. 2023 gemacht hat 
(auf nun 3,75 %, wobei sie noch vor ei-
nem Jahr bei oder sogar unter Null la-
gen), dann heißt das, dass die Banken 
selbst mehr Geld bezahlen müssen, um 
von der Zentralbank zu leihen. Dement-
sprechend lohnt es sich für sie nur noch 
Kredite mit einer ebenfalls höheren 
Verzinsung zu vergeben, die wiederum 
weniger Kund:innen in Anspruch neh-
men wollen oder können – die Kredite 
und damit die geschöpfte Geldmenge 
gehen zurück. 

Das ganze System ist das Problem 
Es stimmt also nicht, dass die Banken 
„quasi unbegrenzt“ Geld schöpfen kön-
nen, sonst würden sie ja auch nicht plei-
te gehen, wie wir es bei der Silicon Val-
ley Bank im Frühjahr sahen. Die Menge 
an Krediten, die sie vergeben können, 
hängt über verschiedene Mechanismen 
mit der Menge an Geld zusammen, über 
die sie schon verfügen, sei es als Eigen-
kapital oder als Kundeneinlagen. Wie in 
der letzten Aurora beschrieben, bringt 
ein Abfluss von Kundeneinlagen – weil 
die Kund:innen ihr Geld brauchen – 
oder eine Verringerung des Eigenkapi-
tals – weil Wertpapiere in ihren Bilan-
zen im Kurs sinken, Banken in eine ech-
te Zwickmühle. 
Natürlich ist es absurd, dass private 
Banken mit privaten Interessen Geld 
schöpfen können (und das natürlich 
nur tun, um selbst Geld zu verdienen), 
aber das ist nur Teil der großen Absurdi-
tät, dass im Kapitalismus alle Wirt-
schaftsbeziehungen nach privaten Pro-
fitinteressen funktionieren und damit 
regelmäßig gegen die Interessen der 
breiten Mehrheit umgesetzt werden. 

Und es gibt kein Entkommen aus den 
Widersprüchen des Kapitalismus, wenn 
man nur um Bankensystem herumdok-
tern will. So gibt Kritiker:innen des heu-
tigen Finanzsystems, die in der Geld-
schöpfung durch Privatbanken eines 
der Hauptprobleme sehen und vor-
schlagen, die Mindestreserve sehr stark 
zu erhöhen (manche schlagen 100 % 
vor, so dass Banken gar nicht mehr das 
Geld ihrer Kund:innen verleihen könn-
ten, sondern nur noch Geld, dass sie 
sich selbst von der Zentralbank leihen 
oder eigenes Geld). Doch das würde, 
wenn man sonst den Kapitalismus 
nicht in Frage stellt, nur dazu führen, 

dass Kredite für die sogenannte 
„Realwirtschaft“ fehlen würden. Vor 
einem ähnlichen Dilemma stehen die 
Notenbanken, mit ihrer Zinspolitik: 
Höhere Zinsen „um die Inflation zu 
bekämpfen“ würgen die Konjunktur ab. 
Es geht also darum, diese profitgesteu-
erte Wirtschaftsweise insgesamt zu 
überwinden! 
 

Richard Lux, Berlin 
 
Fußnoten 
1 sozialismus.click/die-bankenkrise-2023-ist
-vorbei-oder-auch-nicht/ 
2 Wir haben uns schon an anderer Stelle mit 
Entstehung und Rolle des Geldes, sowie mit 
der Geldwertstabilität beschäftigt: sozialis-
mus.click/ist-das-geld-an-allem-schuld/; 
sozialismus.click/geldstabilitaet-und-
bitcoin-hype-im-kasino-kapitalismus/  
3 Siehe ecb.europa.eu/pub/annual/html/
ecb.ar2021~14d7439b2d.de.html 
4  Die eng gefasste Geldmenge wird im Fach-
jargon M1 genannt, die weiter gefasste M3. 
5 Diese Regelungen sind internationale Ver-
einbarungen, die nach dem Sitz der interna-
tionalen Bankenaufsicht Basel I, II, III, … 
genannt werden.  

>> Es ist absurd, dass private Banken mit privaten 
Interessen Geld schöpfen können (und das natürlich 

nur tun, um selbst Geld zu verdienen), aber das ist 
nur Teil der großen Absurdität, dass im Kapitalismus 

alle Wirtschaftsbeziehungen nach privaten 
Profitinteressen funktionieren. << 

THEORIE 
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« Der Autor nahm bloß bei 2 ZU-Aktio-
nen1 im Klimaaktivismusbereich inner-
halb des letzten Jahres in Wien teil [...]. 
Es handelt sich im Folgenden also um 
eine recht zufällige Stichprobe alltägli-
cher Repression im Klimaaktivismusbe-
reich. Sie widerfuhr vorwiegend weißen, 
andernfalls privilegiert behandelten 
Menschen im Rahmen von friedlichen, 
nicht über Verwaltungsübertretungen 
hinausgehenden Aktionen. Bei einer der  
Aktionen, zum Anlass der europäischen 
Gaskonferenz in Wien, begann die Re-
pression mit einer Kesselung und recht 
intensivem Pfeffersprayeinsatz, wobei 
Sanitäter von außen teilweise nicht her-
eingelassen wurden. Bei der Festnahme 
wurden zum Teil, bei Personen die von 
sich aus mitgehen wollten, trotzdem 
Schmerzgriffe angewandt. Auf die Fest-
nahme und Ankunft im PAZ2 folgte oft-
mals noch eine Wartezeit von zum Bei-
spiel 30-60 Minuten im Polizeiwagen, in 
engen, fensterlosen Abteilen, teilweise in 
praller Sonne. Auf die vorhandene Not-
ruftaste und Klopfen wurde meinen Er-
fahrungen nach nie reagiert, das heißt 
ein medizinischer Notfall könnte auch 
leicht erst eine Stunde später auffallen. 
Das führte natürlich zumal dazu, dass 

Menschen ihre Notdurft darin verrich-
ten mussten - worauf dann etwa Demü-
tigungsversuche folgten - wie die Aussa-
ge, das Abteil würde mit dem Gepäck der 
Person gereinigt werden. Andere weibli-
che Personen mussten nach der Ankunft 
längere Zeit in einem Innenhof warten 
und mangels anderer Möglichkeiten dort 
in einer Ecke und potentiell unter Be-
obachtung von Polizisten ihre Notdurft 
verrichten. […] Nicht immer wurde Preis 
gegeben worin die Vorwürfe bestehen 
und nicht allen festgenommenen Akti-
visti wurde ein Anruf ermöglicht - ge-

setzlich wären sie zu beidem verpflich-
tet. In der Zelle angekommen wurde 
dann beispielweise der Frage einer Per-
son nach einer Ärzt*in erst nach mehre-
ren Versuchen unterschiedlicher Perso-
nen zögerlich statt gegeben - natürlich 
sind die Polizist*innen verpflichtet, das 
Aufsuchen einer Ärzt*in zu ermöglichen. 

Die Frage einer anderen Person 
nach einem regelmäßig verschrie-
benen Medikament wurde igno-
riert - es war zum Glück nichts 
akut Bedrohliches. Eine dritte 
Person mit umfassenden Unver-
träglichkeiten hatte Glück und 
bekam als Ersatzmahlzeit ein Sa-
ckerl Äpfel für den Tag. Zur Tages-
struktur im PAZ gehört dann etwa 
das nachts mehrmals Polizeibe-
amt*innen die Zelleninsassen 
aufwecken - mit dem Vorwand um 
Identitätspreisgabe zu bitten und 
begleitenden Einschüchterungs-
versuchen. Eine - ohne erkennba-
ren Grund - einige Stunden länger 
als seine vormaligen Zellengenos-

sinnen festgehaltene Person wurde am 
Ende noch gezwungen, die (im übrigen 
nicht von den Aktivisti verdreckte) Zel-
len-Toilette zu säubern. Das sind wie 
gesagt alles alltägliche Repressionsfor-
men, der Erwartungswert für eine Aktion 
und Person ist, dass mehrere der aufge-
zählten Situationen eintreten. Poli-
zist*innen in Österreich müssen für sol-
ches Vorgehen auch keinerlei Konse-
quenzen fürchten. Auch nicht für 
schwerwiegendere Vergehen - am Tag an 
dem der Autor das schreibt wurde von 
einem Puls4-Fernsehteam mitgefilmt, 

wie eine offenbar komplett unschuldige 
Person von vier Polizisten auf den Boden 
fixiert und danach der Kopf gegen den 
Boden geschlagen wurde - eine gut sicht-
bare Blutlacke blieb zurück. Denn prakti-
scherweise ist die Polizei ja für Ermitt-
lung gegen sich selbst zuständig, und 
auch die von der Regierung geplante 
neue Ermittlungsstelle soll, so wie auch 
die Polizei, dem Innenministerium un-
terstehen. » 

Finanz und Wirtschaft lehnen die nöti-
gen Maßnahmen ab, die für alle ein  gu-
tes Leben auf der Erde ermöglichen wür-
den. Doch umso schneller die Klimabe-
wegung wächst, und gemeinsam mit den 
protestierenden Lohnabhängigen gegen 
dieses zerstörerische Wirtschaftssystem 
kämpft, desto wahrscheinlicher kann die 
Klimakatastrophe noch abgeschwächt 
werden! 

Fußnoten 

1 Ziviler Ungehorsam  
2 Polizeianhaltezentrum Rossauer Lände  

KLIMA 

>> In der Zelle angekommen wurde der Frage einer 
Person nach einer Ärzt*in erst nach mehreren 

Versuchen unterschiedlicher Personen zögerlich statt 
gegeben << 

Klima und Knüppel 

W o die Sozialordnung in Frage gestellt wird, greift früher oder später die Polizei ein. Dafür 

ist der Staat da, und solange die verschiedenen Interessen in der Gesellschaft  nicht 

demokratisch diskutiert werden können, wird es so bleiben. Hier ein Beitrag, der unserer 

Zeitung AURORA geschickt wurde: 
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REZENSION  

Seit dem zweiten Mai streiken in den 
USA die Drehbuchautor:innen. Nach 
einer Abstimmung, bei der sich 97,85% 
der 11.500 Mitglieder der Writers Guild 
Of America, also der US-amerikanischen 
Gewerkschaft für Autor:innen, für den 
Streik ausgesprochen hatten, begann der 
unbefristete Arbeitskampf und dauert 
bis heute an.  

Zuletzt streikte die Gewerkschaft 
2007/2008 für über drei Monate. Zu die-
ser Zeit waren Streamingplattformen 
noch in den Kinderschuhen und die For-
derungen nach Entlohnung von Online-
Verfügbarkeiten wurden zwar verhan-
delt, fielen aber recht gering aus.  

Und so ist es bis heute: Autor:innen ar-
beiten in der Regel selbstständig und 
verkaufen ihre Texte. Das betrifft Filme, 
Fernsehserien, Reality-TV, Late-Night-
Sendungen, kurzum: Unterhaltungsfern-
sehen. Werden diese Dinge erneut aus-
gestrahlt oder an andere Streamingan-
bieter verkauft, sehen Autor:innen von 
dem Geld, was da fließt, bis auf wenige 
Cents nichts.  

Natürlich kann man sich jetzt denken, 
dass die Erschaffer:innen von Inhalten 
in Hollywood keine finanziellen Proble-
me haben. Bis auf einige wenige Ausnah-
men stimmt das aber nicht. Das durch-
schnittliche Gehalt beträgt jährlich circa 
72.000 Dollar, in Städten wie Los Ange-
les  jedoch kostet ein würdevolles Leben 
nach Studien jährlich 76.000 Dollar. 
Und das im Verhältnis zu den Gewinnen 
von Netflix und Co: Gerade nach der 
Pandemie sind die Gewinne in die Höhe 
geschossen und haben sich bei Netflix 
zum Beispiel von 2020 2,7 Milliarden auf 
2021 5,1 Milliarden fast verdoppelt. Da-
von gesehen haben die Autor:innen we-
nig. Und bezahlt werden sie meistens 

nach dem 2007 verhandelten Mindestta-
rif. Und der reicht eben nicht mehr aus.  

Doch was kann so ein Streik im Kultur-
bereich überhaupt erreichen?  

Würden in Deutschland Schauspie-
ler:innen am Theater streiken, würde das 
den meisten Menschen nicht einmal 
auffallen, bei Musiker:innen ist es ge-
nauso. Doch die US-amerikanische Un-
terhaltungsindustrie ist eben überall 
verfügbar und wir alle warten sehnlichst 
auf eine neue Staffel unserer Lieblingsse-
rie oder erwarten den neuen Kinofilm, 
von dem schon gemunkelt wurde.  

Und das wird jetzt vermutlich ein biss-
chen dauern.  

Die Auswirkungen des Streiks von über 
10.000 Autor:innen im ganzen Land 
werden in Europa spürbar sein durch 
verkürzte Staffeln oder verzögerte Film-
starts. Letzten Endes wird auch die Qua-
lität darunter leiden : denn auch wenn 
der Streik günstig fällt für einige Produk-
tionen und die Drehbücher schon fertig 
waren, bevor der Arbeitskampf begann, 
so fehlt doch die Mitarbeit direkt beim 
Dreh. Und das kostet die Studios einfach 
richtig viel Geld: 
Schätzungen besa-
gen, wenn der Streik 
drei Monate andau-
ern sollte, wie 2007, 
liegt der Schaden 
bei drei Milliarden 
Dollar.  

Da zeigen sich übri-
gens einige solida-
risch mit dem Streik 
der Writers Guild. 
Berühmte Schau-
spieler:innen und 
Regisseur:innen 

stellen sich an die Seite der Streikenden 
und kommen auch auf die Streikposten 
vor den jeweiligen Filmstudios. Auch 
international schliessen sich andere 
Autor:innen-Verbände an und rufen da-
zu auf, nicht an amerikanischen Produk-
tionen mit zu schreiben und dadurch 
den Streik zu brechen.  

Anstatt dessen: Gemeinsam langweilen. 
Im Fernsehen laufen Wiederholungen in 
Dauerschleife, manche Moderatoren 
füllen die Zeit bewusst  dröge, damit den 
Zuschauer:innen nicht entgeht, dass 
etwas ganz essentielles fehlt: die Idee 
dahinter.  

Noch streiken die Autor:innen weiter 
und kämpfen für einen faireren Tarif. 
Und es könnten einige folgen: Schau-
spieler:innen, Regisseur:innen und Tech-
niker:innen stehen in den Startlöchern 
für Verhandlungen. Denn hinter all dem 
Glamour und den großen Namen stehen 
viele Leute, die ausgebeutet werden, da-
mit Netflix, Amazon & Co sich eine gol-
dene Nase verdienen. 

Maria Brücke, Berlin 

Unter dem roten Teppich: Klassenkampf? 
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A n dieser Stelle steht in der AURORA normalerweise eine Rezension. Doch in dieser Ausgabe 

möchten wir den Platz nutzen, um anstatt einer Empfehlung für einen Film oder eine Serie 

(oder ein Buch) über einen Arbeitskampf zu berichten, der damit eng verbunden ist. 



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns  
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

Berlin | 18:15 Uhr | Technische Universität, i-café, 
Institut für Soziologie, Raum FH305, Fraunhoferstr. 33-36 
Do, 08.06. Abschiebung ist Mord! – zur deutschen Flüchtlingspolitik 
Do, 22.06. Rechter Kulturkampf gegen Klimaaktivismus 
 
Düsseldorf | 19:00 Uhr  |  Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Do, 01.06. Imperialismus - Neu auferstanden oder nie vernichtet?   
Do, 08.06.  Film "It's a Free World" von Ken Loach  
Do, 15.06. Kapitalistische Krisen 
Do, 22.06.  Streik und Widerstand in den Betrieben  
Do, 29.06.  Revolution und Reform 


